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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 5. Oktober 1959 

12 — 65304 — 4280/59 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß § 49 Abs. 2 des Zollgesetzes vom 
20. März 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 529) in der Fassung des Fünf- 
ten Zolländerungsgesetzes vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1671) den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf einer Achten Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1959 
(Germaniumabfälle usw.) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Es handelt sich um eine dringliche Zollvorlage im Sinne 
des § 96a der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages. 
Die Verordnung sieht die Neuregelung von gewerblichen 
Schutzzöllen vor. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Die Verordnung ist gleichzeitig dem Herrn Präsidenten des 
Bundesrates übersandt worden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buciidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesbera. Goethestraße 54, Telefon 35 51 
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Entwurf einer Achten Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1959 
(Germaniumabfälle usw.) 


Auf Grund des § 49 Abs. 2 Nr. 1 und 3 des Zoll- 
gesetzes vom 20. März 1939 (Reichsgesetzbl, I 
S. 529) in der Fassung des Artikels 1 Nr. 1 des 
Fünften Zolländerungsgesetzes vom 27. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 1671) verordnet die Bundes- 
regierung, nachdem dem Bundesrat Gelegenheit zur 
Stellungnahme gegeben worden ist, mit Zustim- 
mung des Bundestages: 


§ 1 

Der Deutsche Zolltarif 1959 (Bundesgesetzbl. 1958 
II S. 751) wird wie folgt geändert: 


1. In der Anmerkung 8 c zu Tarifnr. 27.10 wird im letzten Satz die Angabe „b Abs. 1 Satz T' geändert 
in „b Abs. 2". 


2. In der Tarifnr. 73.02 (Ferrolegierungen) wird in Absatz E-2 (Ferrosiliziumchrom) in der Zollsatzspalte 
„für Waren aus dem freien Verkehr der EW G oder (ggl“ der Zollsatz „6" geändert in „5". 


3. In der Tarifnr. 81.04 (Andere unedle Metalle usw.) wird der Absatz G durch folgende Bestimmungen 
ersetzt: 


G - Germanium: 

1 - roh; Bearbeitungsabfälle und Schrott 

2 - verarbeitet 

H - andere unedle Metalle: 

1 - roh; Bearbeitungsabfälle und Schrott 

2 - verarbeitet 


frei 

3 


I 

I 

I frei 


3 

3 


3 

3 


4. In der Vorschrift 2 zu Abschnitt XVI des Zolltarifs wird in der dritten und vierten Zeile die Angabe 
„Vorschrift 3 oder 7" geändert in „Vorschrift 3 oder 6 A''. 


§ 2 

Die Sechste Verordnung zur Änderung des Deut- 
schen Zolltarifs 1959 (Kaliumchlorat, Gas-Chromato- 
graphen usw.) vom 2. Juli 1959 (Bundesgesetzbl. II 
S. 734) wird wie folgt geändert: 

1. § 3 wird gestrichen; 

2. der bisherige § 4 wird § 3. 
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§ 3 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit Artikel 2 des 
Fünften Zolländerungsgesetzes auch im Land Berlin. 

§ 4 

Die Änderungen in § 1 Nr. 1, 2 und 4 treten mit 
Wirkung vom 1. Januar 1959 in Kraft. Die Ände- 
rung in § 2 tritt mit Wirkung vom 13. Juli 1959 in 
Kraft. Im übrigen tritt diese Verordnung am fünf- 
ten Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 


Begründunng 


Zu § 1 Nr. 1 und 4 

Die Änderungen beseitigen Unrichtigkeiten im 
Deutschen Zolltarif 1959. Eine Änderung der Zoll- 
belastung tritt dadurch nicht ein. 

Zu § 1 Nr. 2 

Die Änderung holt die lOVoige Senkung des Zoll- 
satzes für Ferrosiliziumchrom aus dem freien Ver- 
kehr der EWG nach. Die Zollsenkung war nach 
dem EWG-Vertrag zum 1. Januar 1959 durchzufüh- 
ren. Die Senkung des Zollsatzes ist beim Inkraft- 
setzen des Deutschen Zolltarifs 1959 unterblieben. 

Zu § 1 Nr. 3 

1. Durch die Neufassung werden Bearbeitungsab- 
fälle und Schrott von Germanium zollfrei gestellt 
(bisheriger Zollsatz 3 W des Wertes). 

2. Germanium wurde bisher zum größeren Teil als 
Rohmetall eingeführt, zum geringeren Teil in der 
Bundesrepublik aus Rückständen der Aufbereitung 
von Blei- und Zinkerzen gewonnen. Rohes Germa- 
nium wurde durch die Ächtundfünfzigste Verord- 
nung über Zollsatzänderungen (Konjunkturpoliti- 
sche Zollsenkung — 3. Teil) vom 29. Juni 1956 
(BGBl. I S. 611) mit Wirkung vom 1. Juli 1956 zollfrei 
gestellt. 


3. Mit der steigenden Verwendung von Germanium 
in der Elektronentechnik hat es sich als wirtschaft- 
lich vorteilhaft erwiesen, in der Bundesrepublik 
Deutschland Germanium-Metall auch aus Bearbei- 
tungsabfällen und Schrott von Germanium herzu- 
stellen. Bearbeitungsabfälle und Schrott müssen we- 
gen des geringen eigenen Anfalls jedoch eingeführt 
werden.' Es erscheint deshalb geboten, Bearbei- 
tungsabfälle und Schrott von Germanium aus wirt- 
schaftlichen Gründen zollfrei zu stellen. 


Zu § 2 

1. Am 6. Juli 1959 ist das Saarland wirtschaftlich in 
das übrige Bundesgebiet eingegliedert worden. 

2. Die Sechste Verordnung zur Änderung des Deut- 
schen Zolltarifs 1959 ist am 8. Juli 1959 noch mit 
der negativen Saarklausel (§ 3 der Verordnung) im 
Bundesgesetzblatt Teil II S. 734 verkündet worden 
und am 13. Juli 1959 in Kraft getreten. 

3. Wegen der vorangegangenen wirtschaftlichen 
Eingliederung bestand aber für die negative Saar- 
klausel in der Sechsten Verordnung zur Änderung 
des Deutschen Zolltarifs 1959 keine Veranlassung 
mehr. Die negative Saar-Klausel wird deshalb durch 
die vorliegende Verordnung gestrichen. 
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